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(2) Gerichte im Sinne dieses Teils des Vertrages sind 
auch andere Organe der Vertragspartner, die nach den 
Gesetzen ihres Staates in Strafsachen zuständig sind.

Artikel 40 
Umfang der Rechtshilfe

Die Rechtshilfe in Strafsachen umfaßt die Zustel­
lung von Schriftstücken und Beweismitteln sowie die 
Durchführung einzelner Prozeßhandlungen, in Form 
der Vernehmung von Straffälligen, Vernehmung von 
Zeugen oder Sachverständigen, gerichtlicher Untersu­
chungen, Beschaffung von Gutachten, Durchsuchung 
von Wohnungen und Personen und anderes.

Artikel 41
Art des Rechtshilfeverkehrs in Strafsachen

(1) Bei der Gewährung von Rechtshilfe in Strafsa­
chen verkehren die Gerichte seitens der Deutschen De­
mokratischen Republik über das Ministerium der Justiz 
oder den Generalstaatsanwalt und seitens der Volks­
demokratischen Republik Jemen über das Ministerium 
der Justiz.

(2) Im übrigen finden bei der Gewährung von 
Rechtshilfe in Strafsachen die Bestimmungen der Arti­
kel 10 bis 19 dieses Vertrages entsprechend Anwen­
dung.

Artikel 42 
Übernahme der Strafverfolgung

(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, in Über­
einstimmung mit ihren innerstaatlichen Gesetzen auf 
Ersuchen des anderen Vertragspartners ein Strafver­
fahren gegen eigene Staatsbürger, die auf dem Terri­
torium des anderen Vertragspartners eine Straftat be­
gangen haben, einzuleiten, wenn eine Auslieferung ge­
mäß Artikel 45 dieses Vertrages möglich ist.

(2) Dem Ersuchen zur Durchführung eines Strafver­
fahrens sind das Ermittlungsergebnis sowie weitere 
Beweismittel beizufügen, die über die strafbare Hand­
lung zur Verfügung stehen.

(3) Der ersuchte Vertragspartner setzt den anderen 
Vertragspartner vom Ergebnis des Strafverfahrens in 
Kenntnis; ist ein Urteil ergangen, übermittelt er ihm 
die Abschrift des rechtskräftigen Urteils.

Artikel 43
Information über Gerichtsurteile in Strafsachen

(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, einander 
zu Beginn eines jeden Jahres über rechtskräftige Ver­
urteilungen, die ihre Gerichte gegen Staatsbürger des 
anderen Vertragspartners im abgelaufenen Jahr erlas­
sen haben, zu unterrichten. •

(2) Auf Ersuchen des einen Vertragspartners infor­
miert der andere Vertragspartner über alle anderen 
Urteile (einschließlich der noch nicht rechtskräftigen 
Verurteilungen), die von seinen Gerichten gegen Bür­
ger des ersuchenden Vertragspartners ergangen sind. 
In gerechtfertigten Fällen kann eine Benachrichtigung 
auch über eine Person gegeben werden, die nicht 
Staatsbürger des ersuchenden Vertragspartners ist.

(3) Die Übermittlung der Ersuchen und der Informa­
tion gemäß Absatz 1 und 2 dieses Artikels erfolgt auf 
diplomatischem Wege.

2. Auslieferung
Artikel 44 

Verpflichtung zur Auslieferung
Die Vertragspartner verpflichten sich, entsprechend 

den Bestimmungen dieses Vertrages auf Ersuchen ein­
ander solche Personen auszuliefern, die sich auf ihrem 
Territorium befinden und gegen die eine Strafverfol­
gung durchgeführt oder eine Strafe vollzogen werden 
soll.

Artikel 45 
Auslieferungsstraftaten

(1) Die Auslieferung zum Zwecke der Durchführung 
eines Strafverfahrens erfolgt nur wegen solcher Hand­
lungen, die nach den Gesetzen beider Vertragspartner 
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr be­
droht sind.

(2) Die Auslieferung zum Zwecke des Vollzuges einer 
Strafe erfolgt nur wegen solcher Handlungen, die nach 
den Gesetzen beider Vertragspartner strafbar sind, und 
wenn die betreffende Person zu einer Freiheitsstrafe 
von mehr als einem Jahr verurteilt worden ist.

Ablehnung der Auslieferung
Artikel 46

Die Auslieferung erfolgt nicht, wenn
a) die Person, um deren Auslieferung ersucht wird, 

Bürger des ersuchten Vertragspartners ist;
b) die Straftat auf dem Territorium des ersuchten 

Vertragspartners begangen wurde und ein Ersu­
chen auf Übernahme der Strafverfolgung gemäß 
Artikel 42 Absatz 1 dieses Vertrages nicht gestellt 
wird;

c) nach den Gesetzen des ersuchten Vertragspartners 
ein Strafverfahren nicht durchgeführt oder das 
Urteil infolge von Verjährung oder aus einem an­
deren gesetzlichen Grunde nicht vollstreckt wer­
den darf;

d) die Auslieferung nach den Gesetzen eines der 
Vertragspartner nicht zulässig ist;

e) gegen die Person, um deren Auslieferung ersucht 
wird, bereits auf dem Territorium des ersuchten 
Vertragspartners in der gleichen Strafsache ein 
rechtskräftiges Urteil ergangen ist oder das Ver­
fahren endgültig eingestellt wurde.

Artikel 47
Erfolgt die Auslieferung nicht, so setzt der ersuchte 

Vertragspartner hiervon den ersuchenden Vertragspart­
ner unter Angabe der Gründe für die Ablehnung der 
Auslieferung in Kenntnis.

Artikel 48 
Bedingte Auslieferung

Wird zum Zwecke des Vollzuges einer Strafe um 
Auslieferung einer Person ersucht, die von einem Ge­
richt des ersuchenden Vertragspartners in Abwesen­
heit verurteilt wurde, so kann der ersuchte Vertrags­
partner die Auslieferung an die Bedingung knüp­
fen, daß ein neues Verfahren in Anwesenheit der aus­
zuliefernden Person durchgeführt wird.

Artikel 49
Art des Verkehrs in Sachen der Auslieferung 

und Übernahme der Strafverfolgung
In Sachen der Übernahme der Strafverfolgung und 

der Auslieferung verkehren seitens der Deutschen De-


